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Von Kahrs Politik den Ostjuden gegenüber

Trotz ihrer geringen Anzahl von 5.000 bis 10.000 Personen waren die

osteuropäischen Juden in Bayern während der Weimarer Republik einer

zunehmenden antisemitischen Hetzkampagne ausgesetzt. Von Seiten

der bayerischen Regierung trat insbesondere Gustav Ritter von Kahr

mit ausländer- und judenfeindlichen Maßnahmen hervor. Bereits 1920

erließ er eine Fremdenverordnung, die die Ausweisung unerwünschter

Ausländer erleichterte. Für die Schüblinge wurde in Ingolstadt sogar ein

Internierungslager errichtet. Als Generalstaatskommissar führte von Kahr

im Oktober und November 1923 eine große Abschiebungsaktion gegen

die osteuropäischen Juden durch.
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